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SGK-SR Kommission flr soziale Sicherheit und Gesundheit des Standerates

GDK Schweizerische Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen
und -direktoren

SGK-NR Kommission fur soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates

BAG Bundesamt fur Gesundheit

SNF Schweizerischer Nationalfonds zur Férderung der wissenschaftlichen
Forschung

FMH Verbindung der Schweizer Arztinnen und Arzte

KVG Bundesgesetz Uber die Krankenversicherungen

SGV Schweizerischer Gewerbeverband

FH Fachhochschule

BetmG Bundesgesetz Uber die Betdaubungsmittel und die psychotropen Stoffe
(Betdubungsmittelgesetz)

IKS Interkantonale Kontrollstelle fir Heilmittel

J+S Jugend und Sport

NAP Nationaler Aktionsplan

JoD Verein Jugend ohne Drogen

EgD Schweizerische Vereinigung Eltern gegen Drogen

DAD Dachverband Drogenabstinenz Schweiz

HF Hohere Fachschule

CSSS-CE Etortnmission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des

ats

CDs Conférence suisse des directrices et directeurs cantonaux de la santé

CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil
national

OFSP Office fédéral de la santé publique

FNS Fonds national suisse de la recherche scientifique

FMH Fédération des médecins suisses

LAMal Loi fédérale sur I'assurance-maladie

USAM Union suisse des arts et métiers

HES Haute école spécialisée

LStup Loi fédérale sur les stupéfiants et les substances psychotropes (Loi sur
les stupéfiants)

OICM Office intercantonal de contrble des médicaments

J+$§ Jeunesse et Sport

PAN Plan d’action national

JoD Association Jeunesse sans drogue

EgD Association suisse «Parents contre les drogues»

DAD Dachverband Drogenabstinenz Schweiz (Association abstinence de
drogues en suisse)

ES écoles supérieures
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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Gesundheitspolitik

Als schweizerische Premiere unterstellte der Kanton Waadt die privaten Kliniken und
die privaten Abteilungen der 6ffentlichen Spitaler einem Katalog von Qualitatskriterien.
Je nach Ausgestaltung ihrer Leistungen im Operationsbereich, in der Pflege sowie in
Unterkunft und Verpflegung erhalten sie seit Beginn des Berichtsjahres 1994 abgestufte
Entschadigungen. '

Erstmals wurden in der Schweiz mehrere Spitiler wegen Uberkapazititen geschlossen.
Den Anfang machte der Kanton Ziirich, welcher Spitéler mit nur geringem Einzugsgebiet
ganz abschaffte und die Akutabteilungen von sechs Regionalspitélern aufhob. Der
Bundesrat hiess diese Konzentration gut, da mit der Schliessung ganzer Spitaler mehr
Kosten gespart werden konnten als mit einem linearen Bettenabbau. Zu Ende des
Frihjahrs gab auch der Kanton Bern bekannt, mehrere Regionalspitéler schliessen zu
wollen. Einen ganz anderen Weg beschritt der Kanton Thurgau: ab 1.1.2000 sind die vier
kantonalen Spitéaler nicht mehr dem Gesundheitsdepartement unterstellt, sondern
einer privatrechtlichen Aktiengesellschaft; von dieser grésseren Autonomie und
unternehmerischen Freiheit erhofft man sich eine kostenbewusstere FlUhrung der
Spitéler. ?

Arzte und Pflegepersonal

Zu dem am 20. Mai 2019 in Vernehmlassung gegebenen Vorentwurf der SGK-NR zum
indirekten Gegenvorschlag der Pflegeinitiative gingen bis zum 14. August 2019
insgesamt 152 Stellungnahmen ein. Wéhrend die Vorlage von weiten Kreisen
grundsatzlich beflirwortet wurde, nahmen drei Kantone (SZ, ZG und ZH), die SVP,
Economiesuisse, Santésuisse und die Helsana eine ablehnende Haltung ein, die sie
unter anderem mit dem Fdderalismus oder im Falle von Santésuisse mit einem
fehlenden gesetzgeberischen Handlungsbedarf begrindeten.

Bezlglich der einzelnen Massnahmen, die von der Kommission vorgeschlagen worden
waren, zeigte sich, dass insbesondere die Beitrdge der Kantone zu den
Ausbildungsleistungen der Spitédler, Pflegeheime wund Spitexorganisationen im
Allgemeinen sehr gut aufgenommen wurden - dies unter anderem von der GDK, 18
Kantonen, von allen Parteien (ausser der SVP), dem SGV, dem Centre Patronal, aber
auch von den  Gewerkschaftsdachverbdnden, den  Leistungserbringenden,
Berufsverbanden und Bildungseinrichtungen sowie von Curafutura und drei der
Santésuisse angehodrigen Versicherern.

Nicht unterstlitzt wurden von der GDK und 14 Kantonen indes Beitrage fur
Auszubildende in der Krankenpflege an einer HF oder FH. Dabei stellte fur sie vor allem
die Verpflichtung der Kantone ein Problem dar; einer Kann-Formulierung wirden sie
jedoch zustimmen. Mit Ausnahme der FDP.Liberalen und der SVP beflrworteten neben
allen Parteien auch die Gewerkschaften, alle Leistungserbringende, Berufsverbande
und Bildungsinstitutionen die Ausbildungsbeitrage. Gespalten zeigten sich die
Versicherer.

Ebenfalls umstritten war die Begrenzung der Gultigkeitsdauer des Gesetzes auf acht
Jahre. Wahrend die GDK, 17 Kantone wie auch vier Parteien, die Gewerkschaften, der
SGV und eine Mehrheit der Leistungserbringenden sich dagegen aussprachen, weil sie
eine zeitliche Limitierung nicht fur wirksam hielten, resp. der Ansicht waren, dass das
Problem des Fachkraftemangels innerhalb dieses Zeitrahmens nicht geldést werden
koénne, unterstutzten diejenigen Versicherer, die dem Gegenvorschlag positiv
gegenuberstanden, eine solche Begrenzung.

Die Mehrheit der Vernehmlassungsteilnehmerinnen und -teilnehmer sprach sich fur
eine  gesetzliche Verankerung von bestimmten Leistungen, welche die
Pflegefachpersonen selbststandig durchfihren dirfen, aus. Es wurden allerdings einige
Anderungsvorschlage angebracht. So war es der GDK und 17 Kantonen wichtig, dass
Pflegefachkrafte nicht nur in der Lage seien, die pflegerische Grundversorgung in
eigener Verantwortung durchzufiihren, sondern diese fur limitierte Zeitrdume selbst
auch delegieren zu koénnen. Curafutura, Swica und Visana beflurworteten die
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Einrdumung der neuen Kompetenzen, forderten aber eine Vereinbarung der
Modalitaten zwischen den Versicherern und den Pflegeverbédnden. Die FDP.Die
Liberalen, die GLP und der SGV wollten, dass ein Zulassungsvertrag mit einem oder
mehreren Versicherern abgeschlossen werden musse. Gutgeheissen wurde die
Kompetenzerweiterung im Bereich der Grundpflege von der FMH, fir den Bereich der
psychiatrischen Grundpflege hingegen sprach sie sich dagegen aus.

Fur die beiden Dachverbande der Versicherer, Curafutura und Santésuisse, hatten
Leistungsauftrage, die verbindliche Regelungen GUber die zu erbringenden
Ausbildungsleistungen enthalten, im KVG keinen Platz. Bei den Kantonen war die
Mehrzahl der Auffassung, dass sie selbst Uber diese Regelung verfugen kénnen sollten.
Leistungserbringende und Berufsverbande winschten sich eine Verknilpfung solcher
Leistungsauftrage mit den von den Kantonen erteilten Betriebsbewilligungen.

Was die Einfuhrung der Vertragsfreiheit von Pflegefachleuten betrifft, so stiess diese
bei den meisten Kantonen, den Gewerkschaften, Leistungserbringenden,
Berufsverbanden wie auch bei Curafutura und der Visana nicht auf offene Ohren. Wenn
es hingegen nach Santésuisse ginge, mussten, falls die Kompetenzen der
Pflegefachfrauen und -mannern erweitert wirden, der Vertragszwang gelockert oder
eine Einzelvereinbarung zwischen den Versicherern und den Pflegevertretern getroffen
werden.

Die Pflicht, einen Gesamtarbeitsvertrag abzuschliessen, fand abgesehen von den
Gewerkschaften, linksgrinen Parteien und Bildungsinstitutionen keine Unterstitzung. 3

Medikamente

Der Kanton Ziirich lehnte im Januar erneut den Beitritt zum revidierten
interkantonalen Heilmittelkonkordat ab. Damit verstéarkte sich der Trend hinzu einer
Bundeslésung. Fur diese sprachen sich unter anderem die exportorientierte
Pharmaindustrie, entwicklungspolitische Kreise und Konsumentinnenorganisationen
sowie - neben Basel-Stadt und Bern, die dem Konkordat nur befristet beigetreten sind
- die Kantone Appenzell-Innerrhoden, Genf, Glarus, Luzern, Obwalden, Schwyz und Zug
aus. Gegen eine Bundeskompetenz, wie sie der Bundesrat im ersten Eurolex-Paket
vorgesehen hatte, wandten sich weiterhin die Kantone Basel-Land, Solothurn, St.
Gallen, Thurgau, Uri, Waadt und Wallis. *

Als Postulat Uberwiesen wurde eine Motion von Nationalrat und Helsana-Préasident
David (cvp, SG), welcher den Bundesrat verpflichten wollte, die binnenmarktlichen
Hindernisse fur neue Vertriebsformen im Medikamentenhandel aufzuheben (Mo.
98.3147). Die Helsana betreibt seit dem letzten Jahr im solothurnischen Zuchwil eine
Versand-Apotheke (MediServiceAG), von der aus sie ihre Kunden direkt beliefert. Die
Apotheker des Kantons Solothurn reichten dagegen Beschwerde ein, blitzten beim
Verwaltungsgericht aber ab, worauf sie ihre Einsprache ans Bundesgericht weiterzogen,
wo sie allerdings erneut unterlagen. Aber auch die MediServiceAG bemuhte die Richter
in Lausanne. Sie verlangte vergeblich die aufschiebende Wirkung flir ein neues
Reglement des Kantons Waadt, das seit Januar die Postzustellung von Medikamenten
verbietet. Die Interkantonale Kontrollstelle fir Heilmittel (IKS) mdchte im neuen
Heilmittelgesetz grundséatzlich ein Verbot des Versandhandels von Medikamenten
vorsehen. Ausnahmen sollten nur moéglich sein, wo sehr strenge Auflagen (arztliches
Rezept, Beratung und Uberwachung) gewéhrleistet sind; ob dies auf die MediServiceAG
zutreffen wurde, liess die IKS offen. Eine etwas andere Betrachtungsweise nahm die
Eidg. Kartellkommission ein. Ende Jahr befand sie, alle Kantone sollten den
Versandhandel mit Medikamenten zulassen, da jede andere gesetzliche Regelung dem
Binnenmarktgesetz zuwiderlaufe.

Praktisch unkontrollierbar lauft der Versandhandel mit rezeptpflichtigen oder sogar
verbotenen Medikamenten Uber Internet ab. Die Behdrden stehen diesen Angeboten
meist machtlos gegenlber und kénnen nur darauf reagieren, wenn der Anbieter seine
Identitat preisgibt °
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Medizinische Forschung

Interessant war die Entwicklung in einzelnen Kantonen deshalb, weil hier die
Bevolkerung erstmals die Gelegenheit erhalten wird, ihre Meinung zur Gentechnologie
an der Urne kundzutun. Der Basler Grosse Rat verabschiedete ein sehr restriktives
Gesetz zur Fortpflanzungsmedizin und unterstellte es mit knapper Mehrheit dem
obligatorischen Referendum. Im Kanton Thurgau wurde von einem Initiativkomitee
bestehend aus EVP, GP, LdU und Nationalrepublikanischer Aktion Thurgau eine Gen-
Initiative eingereicht, die jegliche gentechnologischen Eingriffe in die menschlichen
Keimbahnen und damit ins Erbgut verhindern will. ©

Der Thurgauer Kantonsrat nahm ebenfalls ein einschrankendes Gesetz zum Schutz vor
bleibenden Veranderungen im menschlichen Erbgut an. Unter strafrechtlichen
Androhungen sind Eingriffe in die menschliche Keimbahn und an Embryonen verboten.
Auch dieses Gesetz versteht sich nur als Ubergangslésung, bis das Bundesrecht den
gesamten Problembereich regelt. ’

Suchtmittel

Gemass den offiziellen Statistiken starben im Berichtsjahr 419 Menschen am
Drogenkonsum, 14 mehr als 1991. In den Kantonen Bern, Waadt und Zirich nahm die
Anzahl der Drogentoten ab, in angrenzenden Kantonen wie Genf, Luzern, Solothurn, St.
Gallen, Tessin und Wallis stieg sie dagegen an. ®

Unter dem Druck der Realitdt schien die traditionell repressive Westschweizer
Hardliner-Front im Umgang mit den Konsumentinnen und Konsumenten von harten
Drogen zu brockeln. Nach Genf (2001) bekundete auch die Stadt Lausanne ihre Absicht,
ein so genanntes Fixerstubli einzurichten, wollte jedoch nicht ohne Zustimmung des
Kantons vorgehen. Aber sowohl der Waadtldnder Staats- wie der Kantonsrat
verweigerten ihre Zustimmung. °

Der Kanton Tessin wandelte sich innert Jahresfrist vom freiztgigsten Kanton in Fragen
Cannabis-Konsum zum repressivsten Landesteil. In zahlreichen Razzien wurden
samtliche Indoor-Plantagen und Hanfladen dicht gemacht und gegen deren Betreiber
Anklage erhoben. Das kompromisslose Vorgehen der Tessiner Behdrden gegen
Hanfanbauer und Ladenbesitzer soll in der ganzen Schweiz Schule machen. Im Mai
einigten sich Staatsanwaélte, Richter und Polizisten aus zehn Schweizer Kantonen (AG,
BS, BE, FR, GR, SZ, Tl, VD, VS und ZH) anlasslich einer Tagung in Bellinzona auf eine
gemeinsame Nulltoleranzstrategie bei Anbau und Handel. *

In einer dritten Abstimmungswelle im Jahr 2008 nahmen auch die Kantone Waadt,
Freiburg und Wallis ein Rauchverbot an. Im Kanton Wallis gilt ab 2009 in allen
geschlossenen 6ffentlichen oder 6ffentlich zugénglichen Rdumen ein Rauchverbot. Das
Rauchverbot wurde im kantonalen Gesundheitsgesetz klar mit 75,7% verankert.
Unbediente Raucherrdume in Restaurants sind jedoch erlaubt. In den Kantonen
Freiburg und Waadt setzte sich mit 63% resp. 69% Zustimmung ebenfalls der
Gegenvorschlag der Behorden durch, der den Gastgewerbebetrieben unbediente
Fumoirs erlaubt. "

Ende Februar 2019 legte der Bundesrat die Botschaft zur Anderung des BetmG und der
damit verbundenen Ausfuhrungsverordnung vor. Damit entsprach er Forderungen von
funf gleichlautenden Motionen zur Schaffung gesetzlicher Grundlagen, welche die
Durchfihrung von Studien zur regulierten Cannabis-Abgabe ermdglichen soll. Die
Motionen waren jeweils in den erstberatenden Réten auf Zustimmung gestossen
(Nationalrat: Mo. 17.4111; Mo. 17.4112; Mo. 17.4113; Mo.17.4114. Standerat: Mo. 17.4210).
Verschiedene Stéadte und Kantone hatten in der Vergangenheit Interesse an
entsprechenden  Projekten  bekundet, um  Erkenntnisse zu  alternativen
Regulierungsmodellen zu generieren, da die momentane Situation mit florierendem
Schwarzmarkt, fehlender  Qualitatskontrolle und hohen  Repressionskosten
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unbefriedigend sei. Aufgrund der bisher glltigen Rechtsgrundlage war die Realisierung
solcher Studien bisher jedoch nicht méglich gewesen.

Der bundesrétliche Entwurf sah fir die einzelnen Pilotversuche eine ortliche
Begrenzung auf eine oder mehrere Gemeinden und eine zeitliche Begrenzung auf
maximal finf Jahre (mit Verlangerungsmoglichkeit um zwei Jahre) pro Studie vor.
Weiter soll die Zahl der an einer entsprechenden Studie teilnehmenden Personen nicht
mehr als 5'000 betragen. Zur Gewahrleistung des Jugendschutzes mussten die
Partizipantinnen und Partizipanten volljahrig sein, bereits vor Studienbeginn Cannabis
konsumiert haben und in einer Gemeinde wohnen, die an einem entsprechenden
Pilotversuch teilnimmt. Der Gesamt-THC-Gehalt soll auf 20 Prozent beschrankt
werden. Ebenso sollen die Bezugsmenge einer Begrenzung unterliegen, das Produkt
zum Eigenverbrauch verwendet werden und die Weitergabe des Cannabis an
Drittpersonen verboten sein. Wahrend der Bezug der Droge nicht unentgeltlich
erfolgen soll, soll diese aber von der Tabaksteuer befreit werden. Abgegeben werden
soll das Produkt an speziell im Rahmen der Studien festzulegenden Verkaufsstellen wie
Apotheken oder Cannabis Social Clubs. Der Konsum im o6ffentlich zuganglichen Raum
soll nicht zuléssig sein und der Gesundheitszustand der Studienteilnehmenden musse
Uberwacht werden. Auch soll verschiedenen Pflichten zum Schutz der &ffentlichen
Ordnung und Sicherheit nachgekommen werden. Als Bewilligungsbehdrde wiirde das
BAG flr die Kontrolle der Einhaltung rechtlicher Vorgaben verantwortlich sein. Ferner
wollte der Entwurf des Bundesrates die Gultigkeit des Experimentierartikels auf zehn
Jahre einschranken. Danach sollen die durch die unterschiedlichen Versuche
gemachten Befunde im Hinblick auf die WeiterfUhrung einer evidenzbasierten
Diskussion Uber die Cannabispolitik zusammengefliihrt werden. Das allgemeine
Cannabisverbot gelte aber weiterhin in der ganzen Schweiz. Nicht Bestandteil des
Entwurfes sei zudem die Diskussion um den medizinischen Cannabis.

Anlasslich der Vernehmlassung, die vom 4. Juli 2018 bis zum 25. Oktober 2018 dauerte,
gingen 126  Stellungnahmen ein. Im Grossen und Ganzen waren die
Vernehmlassungsteilnehmenden positiv gegeniiber der Anderung des BetmG und der
Ausfihrungsverordnung eingestellt. Bei den Kantonen hatten Aargau, Appenzell
Ausserrhoden und Solothurn keine Vorbehalte, Bern, Glarus, Nidwalden und Schwyz
sprachen sich jedoch grundsatzlich gegen die Vorlage aus. 18 weitere Kantone stimmten
ihr mit Vorbehalten und Anderungswiinschen zu, wahrenddem der Kanton Freiburg eine
grundsatzliche Uberarbeitung verlangte. Die Piratenpartei war die einzige Partei, die
den Entwurf ohne Weiteres begrusste. BDP, FDP, GPS, SP und up! zeigten sich unter
Vorbehalten damit einverstanden, die SVP, CVP, EVP und EDU waren hingegen dagegen.
Zehn Gemeinden (Bern, Zurich, Luzern, Lausanne, Winterthur, Biel, Ostermundigen, St.
Gallen, Thun, Werdenberg) hiessen die Vorlage generell gut; es wurden jedoch noch
einzelne Vorbehalte und Anderungswiinsche angebracht. Von den Vertreterinnen und
Vertretern aus dem Bereich Gesundheit/Sucht und Wissenschaft sagten 31 mit
Vorbehalten und vier (Vereinigung Cerebral Schweiz, RADIX, Infodrog, SNF) ausdricklich
Ja zum Entwurf, drei (JoD, EgD, DAD) lehnten ihn ab. Es war in erster Linie die
Verordnung, auf die in den Stellungnahmen eingegangen wurde. Dabei waren
hauptsachlich die Besteuerung der Cannabisprodukte, die Teilnahmebedingungen an
den wissenschaftlichen Studien und Fragen zum Vollzug im o&ffentlichen Raum ein
Thema. ™

Sozialhilfe

Nach Genf und Tessin wird auch der Kanton Waadt fir ausgesteuerte Arbeitslose ein
garantiertes Minimaleinkommen einflhren. Dieses wird 150 Fr. pro Monat Uber den
Ublichen Sozialhilfeleistungen liegen und an eine Gegenleistung (Weiterbildung,
Arbeiten fur die Gemeinschaft) gekoppelt sein. Wahrend die Linke dieses "revenu
minimum de réinsertion" zeitlich unbefristet ausrichten wollte, setzte die burgerliche
Mehrheit im Grossen Rat eine Beschrankung auf zwei Jahre durch. Der Kanton Wallis
unterstellte nicht nur die Unterstitzung der Ausgesteuerten, sondern generell seine
Sozialhilfe unter den Gedanken eines Vertrages zwischen dem Individuum und der
Gesellschaft ("contrat d'insertion sociale"). Die Erbringung gemeinnltziger Leistungen
wird mehr als moralische denn als rechtliche Verpflichtung verstanden und hat auch die
Aufgabe, die Sozialhilfeempfanger aus ihrer Isolation zu fuhren. Im teilrevidierten
Fursorgegesetz des Kantons Bern soll ebenfalls die Moglichkeit geschaffen werden, die
Unterstltzung in besonderen Féllen an vertraglich vereinbarte Gegenleistungen zu
kntpfen. Die Sozialhilfe bekdme in einem solchen Fall den Charakter eines Soziallohnes
und wéare damit nicht mehr riickerstattungspflichtig. Der Grosse Rat des Kantons Luzern
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lehnte es hingegen ab, ein Recht auf Existenzminimum flr Ausgesteuerte einzufthren ™

Nachdem bereits der Nationalrat Ende 2014 einer Motion der sozialdemokratischen
Fraktion zugestimmt hatte, folgte der Stdnderat diesem Votum in der Sommersession
2015. Der SP schwebte vor, eine Strategie zur Reduktion der Abhangigkeit von
Jugendlichen und jungen Erwachsenen von der Sozialhilfe mit dazugehodrigem
Masterplan ausarbeiten zu lassen. Hierbei sollten auch allféllige Gesetzesdnderungen
nicht ausgeschlossen werden. Ausléser dieses Anstosses waren Erkenntnisse aus einer
Studie zur Sozialhilfe in den Stadten, wonach Kinder, Jugendliche und junge
Erwachsene die Altersgruppe ausmachten, die am héaufigsten Sozialhilfeleistungen
beziehe. Als Losungsansatz schlug die SP vor, die Berufsberatung und die Unterstitzung
bei der Stellensuche starker zu férdern. Gleichzeitig wurde auch auf den Kanton Waadt
hingewiesen, dessen Modell «Stipendien statt Sozialhilfe» eventuell als Vorbild fur eine
gesamtschweizerische Losung in Betracht gezogen werden kénne.

Der Bundesrat stand der Motion offen gegenlber und beantragte ihre Annahme,
entgegnete jedoch auch, dass er diese Uberlegungen in das Nationale Programm zur
Prévention und Bekdmpfung von Armut (NAP) integrieren mochte. In diesem NAP seien
die in der Motion skizzierten Ziele bereits recht genau angedacht. So sei beispielsweise
in die Wege geleitet worden, dass die Sozialhilfeleistungen und Stipendien fur
Jugendliche besser aufeinander abgestimmt wirden und dass ihre Empféangerinnen
und Empfanger beim Ubertritt von der Ausbildung in den Arbeitsmarkt besser
unterstitzt werden kdnnten. Auch die SGK-SR stand einstimmig hinter dem Anliegen.
Sie unterstrich aber, dass insbesondere die Zusammenarbeit des Bundes mit den
Kantonen zu bewahren sei, da Letztere schliesslich an der Finanzierung beteiligt sein
wurden. Im Plenum war das Geschéaft unbestritten. ™

Sport

Den internationalen Sportverbanden soll zuklnftig der administrative Hlrdenlauf
erleichtert werden, wenn sie sich in der Waadt niederlassen wollen. Zusammen mit
einem Vertreter des Waadtlander Staatsrats und mit dem Blrgermeister von Lausanne
stellte Sportminister Schmid die entsprechenden Massnahmen vor. Diese betreffen
insbesondere die Einreise in die Schweiz, Aufenthalts- und Arbeitsbewilligungen sowie
Fragen bezliglich Steuern und Immobilienkaufen. ™

Als Folge eines Bundesgerichtsentscheids zum Schulgesetz des Kantons Thurgau wurde
die Kostenbeteiligung an obligatorischen Schulexkursionen seitens der Eltern auf CHF
16 pro Tag beschrénkt. Da laut Duri Campell (bdp, GR) dieser Entscheid an den Schulen
zu Verunsicherung gefuhrt habe und die Lagerorganisation nun mit einem Mehraufwand
verbunden sei, wollte der Blindner Nationalrat mittels Postulat den Bundesrat dazu
auffordern, die Gestaltungsmaéglichkeiten des Bundes beziiglich
Unterstiitzungszahlungen von obligatorischen Schulsportlagern zu Uberprifen. Dabei
solle in einem Bericht primar dargelegt werden, inwiefern Programme wie J+S und
«Jugend und Musik» die betroffenen Lager und Exkursionen verstarkt unterstitzen
konnten. Lager hatten einen grossen padagogischen Wert und seien essentiell fir das
soziale Zusammenleben, so der Postulant. Da sich Eltern im Kanton Thurgau vor dem
Bundesgerichtsentscheid mit maximal CHF 200 pro Lagerwoche respektive CHF 300
pro Schneesportlager beteiligt hatten, misse nun die 6ffentliche Hand vermehrt fur die
entstehenden Kosten aufkommen, damit die Durchfiihrung solcher Aktivitaten nicht
gefahrdet werde. Dies ware fur die Schweiz als Schneesportland insbesondere aus
volkswirtschaftlicher Sicht heikel, wirden doch solche Tendenzen in Konflikt mit
Bemuhungen stehen, welche mit der Grindung des Vereins Schneesportinitiative
Schweiz unternommen worden seien.

In seiner Stellungnahme ausserte sich der Bundesrat positiv gegenlber Lagern und
anerkannte die padagogische Bedeutung von sportlichen sowie kulturellen Aktivitaten.
Bundesrat Guy Parmelin erklarte, dass der Bund das Programm J+S im Rahmen der
gesetzlichen Moglichkeiten unterstitze. So erhielten Schulen einen Beitrag von CHF
7.60 pro Lagertag und Kind. Jedoch sei der Handlungsspielraum des Bundes begrenzt,
da gemass Bundesverfassung schulische Angelegenheiten in den Zustandigkeitsbereich
der Kantone fielen. Aufgrund dieser Ausgangslage sah sich der Bundesrat nicht im
Stande, die Problematik zu behandeln, und empfahl folglich, den Vorstoss Campell
abzulehnen.

Dieser Antrag fand im Nationalrat jedoch kein Gehoér. Das Postulat wurde mit 171 zu 10
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Stimmen (bei 4 Enthaltungen) deutlich angenommen.

1 NQ, 23.12.93

2) BZ,5.6.99.; Bund, 4.10.99.; TA, 20.2.99

3) BBI 2019, S. 8015 ff.; Ergebnisbericht Vernehmlassung

4) BZ, 15.5.93; BaZ, 24.9.93.

5) Amtl. Bull. NR, 1998, S. 1605 ff.; TA, 24.1.98; Presse vom 7.4. und 25.11.98.; Bund, 15.6. und 15.12.98; TA, 6.6.98.; Presse vom
10.12.98.; Presse vom 24.4.98, Bund, 13.5. und 15.6.98; SGT, 2.12.98, NZZ, 5.1. und 15.12.98; SGT, 20.1.98

6) Baz, 3.3.,27.6.,19.9.,20.9., 27.9. und 19.10.90. Baz, 27.11.90. Baz, 28.12.90. "Schiesser (1990). Kantone: Zwischen eigenem
Gesetz und Abwarten"; SGT, 7.2. und 14.11.90.

7) SGT, 7.2.und 19.11.92.

8) Presse vom 24.3.93.

9) TA, 20.1.03; Lib., 6.6. und 18.9.03.

10)NZZ,14.3., 22.3.,11.4.,13.5., 26.6. und 16.9.03.

11) Presse vom 1.12.08.

12) BBI, 2019, S. 2529 ff.; Ergebnisbericht zur Vernehmlassung

13) Cash, 19.1.96., Presse vom 9.7. und 10.7.96; NQ, 6.9. und 19.9.96., NF, 1.2.96; NQ, 1.4.96, Bund und BZ, 3.2. und 18.12.96,
24 Heures, 31.1.96, F. Brutsch, "L'allocation universelle, un bouleversement radical”, in DP, Nr. 1240, 11.1.96, S. 4 f.;
"Tecklenburg (1997). Die neuen kantonalen Sozialhilfe-Modelle: Leistungen und Gegenleistungen”, in CHSS, Nr. 1, S. 15 ff.

14) AB SR, 2015, S. 462 f.; Kommissionsbericht SGK-SR vom 27.3.15

15) Presse vom 18.1.02.

16) AB NR, 2018, S. 874 f.
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